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TOP 3a: 

Erstes Gesetz zur Änderung des Agrarmarktstrukturgesetzes 

Drucksache: 297/16 und zu 297/16

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Durch die Änderung des Agrarmarktstrukturgesetzes soll das Überangebot von 
Rohmilch auf dem Milchmarkt reduziert werden. Das Gesetz soll als Reaktion 
auf die schlechten Erzeugerpreise in der Milchwirtschaft die Stützung des 
Marktes durch "außergewöhnliche Maßnahmen" auf Grundlage einer EU-Ver-
ordnung der Europäischen Kommission ermöglichen. Dafür muss unter ande-
rem eine Anpassung der Vorschriften des Agrarmarktstrukturgesetzes auf nati-
onaler Ebene erfolgen, um die dafür notwendigen rechtlichen Voraussetzungen 
zu schaffen, die unter anderem durch das Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie für den betroffenen "Erzeugnissektor" angeordnet werden können. 
Durch die Änderung des Agrarmarktstrukturgesetzes soll es ermöglicht werden, 
anerkannten Erzeugerorganisationen, deren Vereinigungen und Branchenver-
bänden, sowie Genossenschaften und anderen Formen von Erzeugerorganisati-
onen die Rohmilchproduktion innerhalb der EU auf freiwilliger Basis für einen 
Zeitraum von sechs Monaten zu regulieren. Diese Maßnahme soll zur Wieder-
herstellung des erforderlichen Marktgleichgewichtes beitragen. In der Begrün-
dung des Gesetzes heißt es dazu weiter, dass andernfalls keine Mengenverringe-
rungen bei der Milchproduktion für die nächsten Jahre zu erwarten seien. 

Durch die Novellierung können nun Vereinbarungen entlang der gesamten 
Produktionskette getroffen werden, die Mengen zu reduzieren. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Das Gesetz, das von den Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD (BT-
Drucksache 18/8235) in den Deutschen Bundestag eingebracht wurde, wurde 
am 2. Juni 2016 auf Grund der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft (BT-Drucksache 18/8646) in 
geänderter Fassung angenommen. 
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III. Empfehlung des Ausschusses 

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem 
Bundesrat, dem Gesetz zuzustimmen. 

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem 
Bundesrat ferner die Annahme einer begleitenden Entschließung. 

In dieser Entschließung soll der Bundesrat zum Ausdruck bringen, dass er die 
Initiative des Bundestages, durch eine Änderung des Agrarmarktstrukturgeset-
zes und der entsprechenden Verordnung erste Teile der erforderlichen Maß-
nahmen zur Bewältigung der schweren Milchkrise umzusetzen, begrüßt. Der 
Bundesrat soll jedoch ausdrücklich darauf hinweisen, dass diese Änderungen al-
lein keinesfalls zu einer spürbaren Entspannung der Marktlage beitragen, da 
diese nicht an der Hauptursache der Milchkrise, den zu großen Milchmengen, 
ansetzen. 

Der Bundesrat soll feststellen, dass kurzfristig keine Impulse auf der Nachfra-
geseite zu erwarten sind und deshalb die Rohstoffmenge jetzt reduziert werden 
muss. Der Bundesrat soll daher ausdrücklich bedauern, dass es keine ernst zu 
nehmenden Signale der Wirtschaftsbeteiligten zum baldigen Abschluss freiwil-
liger Maßnahmen zur Mengensteuerung gibt. Deshalb soll der Bundesrat die 
Bundesregierung auffordern, sich auf EU-Ebene für eine zeitlich befristete ent-
schädigungslose Mengenbegrenzung nach den einschlägigen Artikeln der Ge-
meinsamen Marktorganisation (GMO) einzusetzen. Zusätzlich sollen alle Hilfs-
maßnahmen dem Ziel der Mengenanpassung dienen. 

Der Bundesrat soll darauf verweisen, dass mit der Neuausrichtung der Gemein-
samen Marktorganisation anerkannten Branchenorganisationen bereits Rechte 
und Pflichten eingeräumt wurden, die speziell auch hinsichtlich von Krisen 
vorbeugend wirken. Er soll eindringlich an die Wirtschaftsbeteiligten des 
Milchsektors in Deutschland appellieren, sich in Branchenorganisationen zu-
sammen zu schließen, um im Falle von Marktkrisen besser reagieren zu können. 

Der Bundesrat soll dringend eine intensive Einbindung der Länder in die weite-
ren Beratungsprozesse fordern. 

Weiterhin soll der Bundesrat die Bundesregierung auffordern, sich auf EU-
Ebene dafür einzusetzen, dass der Artikel 148 der GMO dahingehend geändert 
wird, dass die Ausnahmeregelungen für Genossenschaften sowie die freie 
Verhandelbarkeit aller Vertragsbestandteile gestrichen werden und die so geän-
derte GMO unverzüglich in nationales Recht umgesetzt wird. 

Weiterhin soll der Bundesrat sein Bedauern darüber zum Ausdruck bringen, 
dass im Vorfeld der Entwurfserstellung der Gesetzestexte keine ausführliche 
Anhörung und Beteiligung der Länder, Verbände und Branchenvertreter stattge-
funden hat. Somit bestehe die Gefahr, dass wichtige Anpassungen nur unzu-
reichend Berücksichtigung finden und dann nur mit erheblicher Verzögerung 
Wirkung entfalten könnten. Außerdem soll der Bundesrat bedauern, dass bis-
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lang konkrete Regelungen über Vertragsbestimmungen fehlen, obgleich das 
EU-Recht den Mitgliedstaaten diesbezüglich Möglichkeiten eröffnet. 

Die Empfehlungen des Ausschusses für Agrarpolitik und Verbraucher-
schutz sind aus Drucksache 297/1/16 ersichtlich. 




